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Vorwort von Bundesrat Moritz Leuenberger
Die Schweiz hat mit der Europäischen Union sieben bilaterale Abkom­
men abgeschlossen. Sie eröffnen besonders den jungen Schweize­
rinnen und Schweizern neue Ausbildungs- und Berufsperspektiven.
Die Kontakte zwischen der Schweiz und der EU werden auf allen 
Ebenen vertieft: politisch, wirtschaftlich, kulturell, gesellschaftlich.

Die sieben Abkommen sind weit mehr als die Summe ihrer Einzel­
teile -  denn sie stellen unsere Beziehungen zur EU auf eine neue, 
gesicherte institutioneile Grundlage. Fast dreissig Jahre nach dem Frei­
handelsabkommen ist dieses neue Vertragswerk für unser Land von 

grösser Bedeutung. Es ist ein eigenständiger Akt und 
lässt uns alle Freiheiten, wie wir unser Verhältnis zur EU 
weiter ausgestalten wollen.
Die vorliegende Broschüre beleuchtet mit dem Landver­
kehr und dem Luftverkehr zwei der sieben Abkommen. 
Mit dem Landverkehrsabkommen wird unsere vom 
Volk beschlossene Verkehrspolitik gegenüber Europa 
abgesichert. Die EU anerkennt darin das Ziel der 

Verlagerung von möglichst viel alpenquerendem Güterverkehr von 
der Strasse auf die Schiene und die dazugehörigen Instrumente, 
insbesondere die LSVA. Dieses Abkommen ist zur Umsetzung der Ver­
lagerung -  und damit zur Erfüllung des Alpenschutzartikels in der 
Bundesverfassung -  unverzichtbar.

Die Schweiz spielt im Landverkehr die Rolle des ökologischen 
Zugpferdes. Es ist ihr mit dem Landverkehrsabkommen gelungen, die 
EU davon zu überzeugen, dass die Verlagerung der richtige Weg zur 
Bewältigung des zunehmenden Güterschwerverkehrs ist. Die Zukunft 
soll der Schiene gehören.

Mit dem Luftverkehrsabkommen erhalten die schweizerischen 
Fluggesellschaften die praktisch uneingeschränkte Teilhabe am libera­
lisierten europäischen Luftmarkt. Es schafft Chancengleichheit zwischen 
den schweizerischen und den europäischen Luftfahrtunternehmen.
Das Luftverkehrsabkommen hilft damit insbesondere der Swissair, 
ihre Stellung zu stärken.

Die Politik hat mit den sieben bilateralen Abkommen die Rahmen­
bedingungen für Bevölkerung und W irtschaft der Schweiz entscheidend 
verbessert. Nutzen wir die damit verbundenen Chancen.
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1 »  Das bilaterale Vertragspaket

Die Ausgangslage
Die Schweiz hat mit der Europäischen Union (EU) sieben 
bilaterale Abkommen abgeschlossen. Nötig geworden ist 
dies, nachdem unser Land den Beitritt zum Europäischen 
W irtschaftsraum (EWR) abgelehnt hat. Die Verträge mit 
der EU sind ein wichtiger Schritt zur Verbesserung und 
zum Ausbau der gegenseitigen Beziehungen. Sie helfen 
längerfristig unser Wirtschaftswachstum zu sichern und 
tragen dazu bei, dass Arbeitsplätze geschaffen werden, 
indem Personen und Firmen aus der Schweiz künftig 
einen besseren Zugang zum europäischen Binnenmarkt 
erhalten.

Die sieben Abkommen verbessern das Verhältnis 
zwischen der Schweiz und der EU in den Bereichen 
Personenverkehr, Landverkehr, Luftverkehr, technische 
Handelshemmnisse, öffentliches Beschaffungswesen, 
Forschung und Landwirtschaft.

Verschiedene flankierende Massnahmen unterstützen 
die Umsetzung der mit den Abkommen angestrebten 
Ziele. Zu den wichtigsten zählen die Verkehrsverlagerung 
von der Strasse auf die Schiene und die Verhinderung 
von Lohndumping.

Die Abkommenstexte mit den Umsetzungs- und 
Begleitmassnahmen sind vom Parlament in der Herbst­
session 1999 mit grösser Mehrheit gutgeheissen worden. 
Kommt das Referendum zustande, wird das Volk am 
21. Mai 2000 an der Urne darüber befinden. Bei einem Ja 
zum Vertragswerk können die Abkommen dann frühe­
stens auf den 1. Januar 2001 in Kraft treten.

Die sieben Abkommen bilden ein Gesamtpaket. 
Tritt eines der Abkommen ausser Kraft, werden alle 
anderen Abkommen ebenfalls hinfällig und können nur 
über Neuverhandlungen wieder in Kraft gesetzt werden.
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Die sieben Abkommen und ihre Inhalte
Das Personenverkehrsabkommen öffnet den schweizeri­
schen Arbeitsmarkt schrittweise in zwei Richtungen: 
Erstens erhalten Schweizerinnen und Schweizer die 
Möglichkeit, in allen 15 EU-Staaten zu arbeiten -  genau 
so, wie wenn wir Mitglied der EU wären. Schweizer 
Diplome und Berufszeugnisse geniessen dabei in den 
EU-Staaten die volle Anerkennung. Zweitens kann die 
W irtschaft unbürokratisch qualifiziertes Personal im 
Ausland rekrutieren.

Die Abkommen über den Landverkehr und über 
den Luftverkehr ermöglichen den schweizerischen 
Transportunternehmen einen deutlich besseren Zugang 
zum europäischen Verkehrsmarkt. Dadurch werden die

D a s  P e r s o n e n v e r k e h r s a b k o m m e n

D a s  A b k o m m e n  
ü b e r  d e n  L a n d v e r k e h r

D a s  A b k o m m e n  
ü b e r  d e n  L u f t v e r k e h r

D a s  A b k o m m e n  ü b e r  d ie  
TECH N ISCH EN  H A N D E LSH EM M N ISSE

D a s  A b k o m m e n  ü b e r  d a s

ÖFFEN TLICH E BESC H A FFU N G SW E SEN

D a s  F o r s c h u n g s a b k o m m e n

D a s  A b k o m m e n  ü b e r  d e n  H a n d e l  
m i t  l a n d w i r t s c h a f l i c h e n  P r o d u k t e n



Voraussetzungen für den langfristigen Erhalt der W ettbe­
werbsfähigkeit geschaffen. Das Landverkehrsabkommen 
ist überdies Grundlage für eine koordinierte Politik zum 
Schutz des Alpenraumes.

Mit dem Abkommen über die technischen Handels­
hem m nisse anerkennt die EU die Gleichwertigkeit zahl­
reicher schweizerischer Industrienormen. Die zeitauf­
wendigen und teuren Doppelprüfungen im Handel mit 
Gütern sind nicht mehr notwendig.

Das Abkommen über das öffentliche Beschaffungs­
wesen bringt der schweizerischen W irtschaft einen 
verbesserten Zugang zu Aufträgen der öffentlichen Hand 
und von konzessionierten Unternehmen, die im Infra­
strukturbereich tätig sind.

Mit dem Forschungsabkommen werden schweize­
rische Teilnehmer an EU-Forschungprogrammen ihren 
Partnern aus Mitgliedstaaten des Europäischen W irt­
schaftsraumes (EWR) praktisch gleichgestellt.

Schliesslich werden mit dem Abkommen über den 
Handel mit landwirtschaflichen Produkten die Export­
chancen für schweizerische Agrarprodukte verbessert. 
Für einzelne Produkte werden die Zölle stark abgebaut 
oder gar aufgehoben. Die EU anerkennt ferner die 
schweizerischen Qualitätsnormen.
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2 »  Das Landverkehrsabkommen

Das Wichtigste in Kürze

Freier Zugang zu Schiene und Strasse
Das Landverkehrsabkommen liberalisiert und harmoni­
siert den europäischen Strassenverkehr mit der Schweiz. 
So werden Normen und Zulassungsbedingungen ange­
glichen, indem zum Beispiel die Gewichtslimite für Last­
wagen in der Schweiz im Jahr 2001 auf 34 Tonnen und 
im Jahr 2005 auf 40 Tonnen erhöht wird. Kompensiert 
wird dies durch die Einführung der flächendeckenden 
leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA).

Die Schweizer Bahnen erhalten m it dem Landver­
kehrsabkommen freien Zugang zum EU-Schienennetz 
und umgekehrt. Die Gewährung dieses «free access» und 
eine koordinierte Förderungspolitik im alpenquerenden 
Schienenverkehr verbessern die Wettbewerbsfähigkeit 
der Bahnen und führen zu Produktivitäts- und Leistungs­
steigerungen. Für die Schweizer Bahnen ist die Expansion 
und Zusammenarbeit mit Partnern im EU-Raum länger­
fristig eine Existenzfrage.

Schweizer Verkehrspolitik wird gesichert......................
Das Landverkehrsabkommen sichert die Umsetzung der. 
schweizerischen Verkehrspolitik. Mit diesem Abkommen 
anerkennt die EU das Verlagerungsziel und die dazu­
gehörenden Instrumente.

Das Landverkehrsabkommen ergänzt somit d as.......
noch bis Anfang 2005 geltende Transitabkommen von 
1992 und löst es danach ab. Dadurch ist gewährleistet,.... 
dass die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU 
im Landverkehr langfristig geregelt bleiben.



'

«DAS ABKOM M EN SIEHT EINE SCH W IERIG E UND PO LITISC H  HEIKLE 
LIBERGANG SPH ASE VOR. DENNOCH KANN MAN DAVON AU SGEHEN , 

DASS MIT DER V ER EIN B A R TEN  F ISK A LIT Ä T  UND MIT EINER 
IN TER N A TIO N A L KO O RD IN IERTEN  V ERBESSERU N G  DES BAHN ANGEBO TES 

EIN W ACHSTUM SSTO PP DES ALPEN Q U EREN D EN  GÜ TERVERKEH RS AUF 
DER STR A SSE ERREICH T W ERDEN KANN.»

TH EO  M A IS S E N , S T Ä N D E R A T  G R A U B Ü N D EN



Koordinierte Politik im Alpenraum
Das Landverkehrsabkommen ermöglicht eine koordinierte 
Verkehrspolitik der Alpenländer. Die Schweiz hebt die 
Gewichtslimite auf 40 Tonnen an, führt aber gleichzeitig 
die flächendeckende und emissionsabhängige LSVA ein. 
Zudem wird die Zusammenarbeit zwischen der Schweiz 
und der EU in den Bereichen Bahninfrastruktur und 
kombinierter Verkehr verbessert. Damit werden markt­
wirtschaftliche Anreize zur Benutzung der umwelt­
freundlichen Schiene geschaffen.

Übergangsregelung
Das Landverkehrsabkommen sieht eine Übergangsphase 
und ein endgültiges Regime ab 2005 bzw. 2007/2008 vor. 
So wird die in der Schweiz geltende 28-Tonnen-Limite 
für Lastwagen schrittweise angehoben: im Jahr 2001 auf 
34 Tonnen und im Jahr 2005 auf 40 Tonnen. Parallel 
dazu wird eine starke Erhöhung der Strassenabgaben 
(LSVA) entscheidend zur verfassungsrechtlich gebotenen 
Verlagerung des Güterverkehrs von der Strasse auf die 
Schiene beitragen.

Institutioneile Mitwirkung
Das Funktionieren des Landverkehrsabkommens wird 
von einem Gemischten Ausschuss überwacht, der aus 
Vertretern der Schweiz und der EU besteht. Er ist auch 
für die Regelung von Streitigkeiten über die Anwendung 
oder Auslegung des Abkommens zuständig.
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S T IC H W O R T  A L P E N S C H U T Z

Die Verlagerung von möglichst viel 

a lpenquerendem  Güterverkehr auf 

die Schiene ist seit der Annahm e 

des Alpenschutzartikels ein Verfas­

sungsauftrag. Im A lle ingang kann 

die Schweiz dieses Ziel aber nicht 

erreichen. Das Landverkehrsab- 

kom m en erm öglicht eine koord i­

nierte Politik der A lpenländer und 

verbessert die Zusam m enarbeit 

zwischen der Schweiz und der EU 

im Bereich der Bahninfrastruktur 

und des kom binierten Verkehrs. 

Das Abkom m en sichert a lso die 

eurokom patible Um setzung der 

beschlossenen M assnahm en zum 

Schutz des sensib len Lebens­

raum es Alpen.

Von der Strasse auf die Bahn
Das Thema Landverkehr war für das Transitland Schweiz 
in den bilateralen Verhandlungen eine der grössten 
Herausforderungen. Denn Tatsache ist, dass der alpen- 
querende Güterverkehr in Europa in den letzten Jahren 
stetig zugenommen hat. Die Schweiz bekam das beson­
ders zu spüren. 1998 zum Beispiel überquerten 1,235 
Millionen Lastwagen unsere Alpen -  so viele wie noch 
nie zuvor. Tatsache ist ferner, dass die aktuellen ver­
kehrspolitischen Instrumente der Schweiz (28-Tonnen- 
Limite, pauschale Schwerverkehrsabgabe) diese Ent­
wicklung nicht bremsen konnten.

Aus Rücksicht auf die Umwelt und die Lebensqua­
lität kann diese Verkehrszunahme so aber nicht weiter­
gehen. Kommt hinzu, dass mit dem Auslaufen des 
Transitvertrags im Jahr 2005 die Anerkennung der 28- 
Tonnen-Limite durch die EU entfällt.

Die Schweiz will daher mit ihrer Verkehrspolitik 
möglichst viel alpenquerenden Güterverkehr von der 
Strasse auf die Schiene verlagern. Zum Tragen kommen 
müssen dabei auch das Verursacherprinzip und die 
Kostenwahrheit.

Seit der Annahme der Alpeninitiative durch Volk 
und Stände (Februar 1994) ist der Schutz des Alpen­
gebietes vor den negativen Auswirkungen des Transit­
verkehrs sogar in der Bundesverfassung verankert.
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Schweizer Verkehrspolitik auf vier Pfeilern
Um den Verfassungsauftrag der Verlagerung erfüllen zu 
können, stützt die Schweiz ihre Verkehrspolitik auf vier 
Pfeiler:

»  Im September 1998 hat das Volk der Einführung einer 
leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) zu­
gestimmt. Damit wird das Verursacherprinzip umgesetzt 
und im Güterverkehr auf der Strasse wird die Kosten­
wahrheit erreicht.

»  Im November 1998 haben Volk und Stände die 
Modernisierung der Bahninfrastruktur gutgeheissen.
Mit Investitionen von rund 30 Milliarden Franken werden 
in den nächsten 20 Jahren die erste und zweite Etappe 
von Bahn 2000, das NEAT-Netz m it zwei neuen 
Basistunnel durch den Gotthard und den Lötschberg, 
der Anschluss der Ost- und W estschweiz an das 
europäische Hochgeschwindigkeits-Bahnnetz sowie die 
Lärmsanierung der Schweizer Bahnen realisiert.
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STICHW O RT LS VA

Die leistungsabhängige Schwer- 
verkehrsabgabe (LSVA) wird ab 
2001 schrittweise die heutige 
pauschale Schwerverkehrsabgabe 
ersetzen. Das heisst, jeder Lastwa­
gen, der durch die Schweiz fährt, 
wird neu nicht mehr pauschal 
besteuert, sondern individuell nach 
Gewicht, Schadstoffausstoss und 
gefahrener Distanz.

Die LSVA kompensiert die 
Erhöhung der Gewichtslimite für 
Lastwagen von 28 auf zunächst 
34 und später dann 40 Tonnen.
Die volle LSVA kann die Schweiz 
ab Inbetriebnahme des Lötschberg- 
Basistunnels erheben, spätestens 
jedoch ab 1. Januar 2008. Sie wird 
ab diesem Zeitpunkt Einnahmen 
von jährlich rund 1,7 Milliarden 
Franken bringen.

Zwei Drittel der Einnahmen 
sind für den Bund reserviert. Sie 
werden zur Finanzierung der NEAT 
und weiterer grösser Infrastruktur­
vorhaben im öffentlichen Verkehr 
eingesetzt. Ein Drittel geht an die 
Kantone, die das Geld in erster 
Linie für Strassenzwecke verwen­
den.

»  Im März 1998 hat das Parlament die Bahnreform 
verabschiedet. Sie ist am 1. Januar 1999 in Kraft getreten 
und bringt Wettbewerb ins schweizerische Bahnsystem. 
Die Bahnen verfügen nun über die notwendige Flexibi­
lität und die unternehmerischen Freiheiten, um auf dem 
Verkehrsmarkt der Zukunft gegenüber der Strasse be­
stehen zu können.

»  Mit dem Landverkehrsabkommen anerkennen die 
Mitgliedstaaten der EU das Verlagerungsziel der Schweiz 
und die damit verbundenen Instrumente, insbesondere 
die leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA).
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Das Ausland zahlt mit
Ab Inbetriebnahme des ersten Basistunnels, spätestens 
aber ab 2008, wird ein 40-Tonnen-Lastwagen aus dem 
EU-Raum (mit der vollen LSVA) für die Strecke Basel- 
Chiasso eine Abgabe von durchschnittlich 325 Franken 
(oder 2,7 Rappen pro Tonnenkilometer) bezahlen. 
«Schmutzige» Camions, also solche m it einem hohen 
Schadstoffausstoss, bezahlen sogar 380 Franken. Das 
ist 13- bis 15-mal m ehr als die 25 Franken, die ein 
28-Tönner heute für eine Transitfahrt bezahlen muss.

Die EU-Transporteure werden so rund einen Drittel 
an die Einnahmen aus der LSVA beisteuern und damit 
einen erheblichen Teil der NEAT-Baukosten finanzieren.

In der Übergangszeit von 2001 bis 2004 gewährt die 
Schweiz der EU bereits Kontingente für 40-Tönner: 2001 
und 2002 sind es je  300’000, 2003 und 2004 je  400’000.
Für diese Kontingente muss jedoch m ehr LSVA bezahlt 
werden als für die zu dieser Zeit regulär zugelassenen 
34-Tönner. Darüber hinaus erhält die EU von 2001 bis 
2004 jedes Jahr ein Kontingent für 220’000 verbilligte 
Leer- und Leichtfahrten im Transit; diese kosten den 
Transporteur je  zwischen 50 und 80 Franken, was zwei- 
bis dreimal mehr ist als heute.
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Die Schweizer Transporteure erhalten die gleiche 
Anzahl 40-Tonnen-Kontingente wie die Kollegen aus der 
EU. Um sie nutzen zu können, müssen die einheimischen 
Fuhrunternehmer allerdings den Beweis erbringen, dass 
sie auch die Bahn benutzt haben. Verbilligte Leer- und 
Leichtfahrten sind für Schweizer pro Jahr 22’000 vorge­
sehen.
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Mehr Freiheiten für den Strassenverkehr
Mit dem Landverkehrsabkommen wird der Marktzugang 
im Strassengüterverkehr erheblich liberalisiert. Die heu­
tigen Kontingente mit den einzelnen EU-Staaten fallen 
weg, der Gütertransitverkehr durch die EU-Länder wird 
frei -  auch für Schweizer Lastwagen.

Schrittweise liberalisiert wird unter anderem die 
grosse Kabotage, das heisst der Gütertransport zwischen 
zwei EU-Staaten. Das bedeutet konkret: Ab 2001 kann 
ein Schweizer Transporteur W aren von Zürich nach 
Köln und -  neu -  von dort aus auf dem Rückweg auch 
nach Mülhausen bringen. Ab 2005 kann er von Köln aus 
noch weitere Destinationen in EU-Ländern ansteuern, 
zum Beispiel Brüssel und dann Paris.

Verboten bleibt hingegen die nationale Kabotage, 
der Gütertransport zwischen Destinationen desselben 
Staates. Ein Schweizer Transporteur kann also weder 
Güter von Mailand nach Neapel führen, noch kann ein 
EU-Camionneur Waren von Lausanne nach Romanshorn 
transportieren.

W eiter werden mit dem Abkommen die techni­
schen Normen angeglichen. Im Vordergrund steht die 
Gewichtslimite für Lastwagen, die schrittweise auf die 
europaweit gültigen 40 Tonnen angehoben wird.

Angeglichen werden ferner die Vorschriften über 
die Berufszulassung sowie jene über die Lenk- und 
Ruhezeiten für Chauffeure.
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STICHW O RT 40-TÖ N N ER

Bereits heute können die meisten 
Lastwagen, die die Schweiz durch­
queren, 40 Tonnen Gewicht laden. 
Aufgrund der geltenden 28-Ton- 
nen-Limite bleibt ein grösser Teil 
dieser Kapazitäten aber ungenutzt. 
Die Folge ist, dass für den Trans­
port einer bestimmten Menge bei­
spielsweise drei statt nur zwei 
Fahrten nötig sind. Die 40-Tonnen- 
Limite ist daher heute sowohl 
ökonomisch als auch ökologisch 
sinnvoll.

Mit dem Landverkehrsab- 
kommen soll die europaweit 
gültige 40-Tonnen-Limite in der 
Schweiz schrittweise eingeführt 
werden: Ab 2001 werden auf 
unseren Strassen Fahrzeuge bis 
34 Tonnen zugelassen, ab 2005 
auch jene mit einem Gewicht bis 
40 Tonnen. Parallel dazu wird die 
LSVA schrittweise erhöht, bis zum 
maximalen Durchschnittswert von 
325 Franken.

i
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Bessere Anschlüsse für die Bahnen
Für die Bahnen bringt das Landverkehrsabkommen 
den freien Zugang zum Schienennetz Europas. Dieser 
«free access» ist entscheidend, um mehr Wettbewerb, 
Produktivität und Effizienz ins gesamte Bahnsystem 
bringen zu können. Nur so wird es der SBB und den 
anderen Schweizer Bahnen gelingen, «European players» 
zu werden und m ehr Güterverkehr auf die Schiene zu 
holen.

Flankierende Massnahmen
Die vier Pfeiler der schweizerischen Verkehrspolitik 
(LSVA, Bahnreform, NEAT und Landverkehrsabkommen) 
erbringen ihren vollen Nutzen nicht von einem Tag auf 
den ändern. Insbesondere, weil die NEAT erst zwischen 
2006 und 2013 in Betrieb genommen werden kann. 
Deshalb braucht es zusätzliche Massnahmen, um die 
Verlagerung in der Übergangsphase wirkungsvoll unter­
stützen zu können.

Das Parlament hat auf Vorschlag des Bundesrates 
deshalb ein spezielles Verkehrsverlagerungsgesetz und 
eine ganze Reihe flankierender Massnahmen beschlos­
sen. Weil die Verlagerung nicht befohlen werden kann, 
handelt es sich nicht um Zwangsmassnahmen, sondern 
um marktwirtschaftliche Anreize zur Benutzung der 
Bahn.

Das Verkehrsverlagerungsgesetz präzisiert und ver­
ankert das Verlagerungsziel: Möglichst rasch, spätestens 
jedoch zwei Jahre nach der Eröffnung des Lötschberg- 
tunnels (ca. 2009), sollen noch maximal 650’000 Last­
wagen die Alpen auf der Strasse überqueren. Der restliche 
alpenquerende Güterverkehr soll über die Schiene abge­
wickelt werden.
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1 STICHW ORT BAHNREFORM

Die am 1. Januar 1999 in Kraft 
gesetzte Bahnreform' schafft für 
den öffentlichen Verkehr und ins­
besondere für die SBB grundle­
gend neue Voraussetzungen. Denn 
mit der Reform ist Wettbewerb in 
den bisherigen Monopolmarkt der 
Bahnen gebracht worden. Liberali­
sierung des Güterverkehrs, Ein­
führung des freien Netzzugangs 
sowie Trennung von Infrastruktur 
und Verkehr lauten die Stichworte 
dazu.
Weiter wurde die SBB von einem 
«Staatsbetrieb» in eine spezialge­
setzliche Aktiengesellschaft umge­
wandelt und saniert. Damit ver­
fügt sie nun -  wie die anderen 
Bahnen -  über mehr unternehme­
rische Freiheit, aber auch über 
mehr finanzielle Verantwortung 
für das Betriebsergebnis.

Die Bahnreform ist eine ent­
scheidende Voraussetzung, damit 
die Bahnen produktiver und 
attraktiver werden und bedeutend 
mehr Verkehr übernehmen können.

Die flankierenden Massnahmen sind ebenfalls im 
Verlagerungsgesetz festgehalten. Sie zielen in drei 
Richtungen:

»  Die Wettbewerbsbedingungen zwischen Schiene und 
Strasse werden angeglichen.

»  Die Bahnen m üssen ihre Produktivität steigern.

»  Der Verkehrsfluss auf der Strasse muss verbessert 
werden.

Beispiele für flankierende Massnahmen sind Trassen- 
preisverbilligungen, höhere Betriebsbeiträge an den 
Schienengüterverkehr, Beiträge an Bahnverladeterminals 
im grenznahen Ausland, intensivere Schwerverkehrs- 
kontrollen und Mindestgeschwindigkeiten für Lastwagen 
auf Gebirgsstrecken.

Für die Umsetzung der flankierenden Massnahmen 
sind für die Jahre 2000 bis 2010 insgesamt 2,85 Milliarden 
Franken vorgesehen. Mit zusätzlichen Geldern aus 
der LSVA leistet der Bund zudem einen Beitrag an die 
Kosten der Kantone für häufigere Verkehrskontrollen.

1 Das Bundesamt für Verkehr hat 
eine Broschüre «Die Bahnreform»

' herausgegeben. Sie kann bei 
der EDMZ unter der Bestell-Nr. 
802.220 d gratis bezogen werden.
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Sieben gute Gründe
»  Das Landverkehrsabkommen sichert die langfristige 
Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU im Verkehrs­
bereich.

»  Die EU anerkennt mit dem Abkommen die Verlage­
rungspolitik der Schweiz sam t den dazugehörenden 
Instrumenten.

»  Das Abkommen garantiert eine koordinierte Verkehrs­
politik im Alpenraum zwischen der Schweiz und der EU 
und ermöglicht die Umsetzung des Alpenschutzartikels.

»  Dank der LSVA zahlt das europäische Transportge­
werbe einen beträchtlichen Beitrag an die Modernisierung 
unserer Bahninfrastruktur, insbesondere an die NEAT.

»  Die 40-Tonnen-Limite ist im Verbund mit der LSVA 
sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch die bessere 
Lösung als die 28-Tonnen-Limite.

»  Die Öffnung der europäischen Märkte auf Strasse 
und Schiene schafft Wettbewerb und neue Chancen für 
unsere Transportunternehmen. Für die Schweizer 
Bahnen ist der freie Zugang zum europäischen Schienen­
netz längerfristig eine Existenzfrage.

»  Das Landverkehrsabkommen ist die logische und 
konsequente Fortsetzung der vom Schweizer Volk m ehr­
fach beschlossenen Politik der Verkehrsverlagerung von 
der Strasse auf die Schiene.
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STICHW ORT GARANTIE

Das Verlagerungsziel ist ambitiös. 
Es wird alles unternommen, um es 
zu erreichen; eine Garantie abge­
ben kann allerdings niemand.

Wenn das gesamte Verlage­
rungsinstrumentarium wie vorge­
sehen umgesetzt werden kann, 
besteht kein Zweifel, dass die 
Bahn viel mehr Güter transportie­
ren kann und damit der alpen- 
querende Lastwagenverkehr stabi­
lisiert und mittelfristig stark 
abnehmen wird.

Wenn die Schweiz hingegen 
an den heutigen Instrumenten 
(28-Tonnen-Limite, pauschale 
Schwerverkehrsabgabe) festhalten 
müsste, ist bis 2007 mit einem 
Anschwellen des alpenquerenden 
Güterverkehrs auf der Strasse 
auf rund 1,7 Millionen Fahrzeuge 
zu rechnen. Das Abkommen bremst 
somit die Lastwagenlawine.
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»  Wird es mit dem 
Landverkehrsabkommen 
am Gotthard noch mehr 

Staus geben?

»  Muss die A1 zwischen 
Zürich und Bern auf 

drei Spuren erweitert 
werden?

»  Wird der Alpenraum in 
den nächsten Jahren noch 

stärker durch den 
Transitverkehr belastet?

»  Was ist vorgesehen, 
wenn die Verlagerung auf 

die Bahn nicht gelingt?

Fragen und Antworten

Nein. Da künftig ein Grossteil des alpenquerenden 
Schwerverkehrs auf die Schiene verlagert werden soll, 
werden wir mittelfristig am Gotthard sogar wesentlich 
weniger Lastwagen haben als heute. Im übrigen werden 
die Staus am Gotthard nicht in erster Linie durch die 
Lastwagen verursacht, sondern vor allem durch die Pws.

Nein, denn auch auf dieser Achse wird das Landverkehrs­
abkommen nicht zwingend zu mehr Verkehr führen.
Im Gegenteil. Mit der Einführung der LSVA und der 
Erhöhung der Gewichtslimite werden die Transporteure 
ihre Transporte optimieren, also ihre Lastwagen besser 
auslasten. Deshalb ist auch auf dieser Achse eher mit 
einer Abnahme der Lastwagen zu rechnen.

Nein, das Gegenteil ist der Fall: Die Belastung wird 
deutlich geringer. Mit Landverkehrsabkommen, LSVA, 
NEAT, Bahnreform und flankierenden Massnahmen 
soll der alpenquerende Schwerverkehr mittelfristig auf 
rund 650’000 Lastwagen pro Jahr reduziert werden. Das 
entspricht einer Halbierung des heutigen Aufkommens.

Das Verlagerungsziel von 650’000 Fahrten spätestens 
zwei Jahre nach Eröffnung des Lötschbergtunnels ist 
eine Zielgrösse. Sollte die Verlagerung mit den vorgese­
henen Massnahmen nicht vollständig gelingen, wird 
der Bundesrat dem Parlament nötigenfalls weitere Mass­
nahmen vorschlagen. Es kann aber nicht darum gehen, 
die Grenzen zu schliessen oder Fahrverbote auf unseren 
Strassen aufzustellen.
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»  Wird unsere Luft 
mit den 40-Tönnern 

schlechter?

»  Wer kontrolliert, 
wie viele 40-Tönner 

tatsächlich durch die 
Schweiz fahren?

>> Droht jn Basel und 
Chiasso, den beiden Toren 

zur Nord-Süd-Rpute, der 
totale Verkehrskollaps?

»  Die Transporteure 
können doch einfach ihre 

3,5-Tonnen-Flotte 
(Lieferwagen) ausbauen, 

und dann droht ein 
massiver Verlust von 

LSVA-Einnahmen?

Nein, generell wird sich die Luftqualität gegenüber 
heute verbessern. Sowohl im alpenquerenden Strassen- 
güterverkehr als auch im Binnen-, Import- und Export­
verkehr wird der Schadstoffausstoss zurückgehen.
Diese Entwicklung beruht auf verschiedenen Ursachen, 
insbesondere auf der Verkehrsabnahme dank unseren 
Verlagerungsmassnahmen und auf den zunehmend 
saubereren Motoren.

Wichtig ist nicht die genaue Anzahl der 40-Tönner, 
sondern der gesamte Güterschwerverkehr durch 
die Alpen. Jede Lastwagenfahrt, die von der Strasse auf 
die Schiene verlagert wird, unabhängig ob 28- oder 
40-Tönner, ist ein Erfolg für die Umwelt. Mit regelmässigen 
Verkehrszählungen ermittelt der Bund die Anzahl der 
Lastwagenfahrten und vergleicht das Resultat mit dem 
Verlagerungsziel von 650’000 alpenquerenden Fahrten.

Nein, die Zollbehörden sind bereits heute daran, ihre 
Abläufe und Infrastrukturen so zu organisieren, dass sie 
den Verkehr so effizient wie möglich abfertigen können. 
Zudem ist mittelfristig im Zuge der Verlagerung auf die 
Schiene auch an den Grenzen m it einem Rückgang des 
Lastwagenaufkommens zu rechnen.

W enn die Transporteure wegen der LSVA künftig ver­
mehrt Lieferwagen statt halbleere Lastwagen einsetzen, 
dann ist das ökologisch sinnvoll. Ein genereller Einsatz 
von Lieferwagen als Ersatz von grösseren Lastwagen 
dürfte sich in der Regel aber für die Transporteure nicht 
rentieren, weil dann statt einem zwei oder sogar drei 
Chauffeure bezahlt werden müssten. Deshalb dürfte die 
Zahl der Lieferwagen nur geringfügig zunehmen.
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3 »  Das Luftverkehrsabkommen

Take off in die Zukunft
Der Luftverkehr ist ein wesentlicher Bestandteil des 
öffentlichen Verkehrssystems.

Die Schweiz hat seit 1948 mit 14 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union bilaterale Luftverkehrsabkom­
men abgeschlossen. Die einzelnen Verträge regeln aus­
schliesslich den Linienverkehr und befassen sich mit 
klassischen Themen wie Verkehrsrechte, Kapazitäten 
und Tarife.

Das neue Luftverkehrsabkommen erlaubt der 
schweizerischen Luftfahrtindustrie, an den in Europa 
anlaufenden Entwicklungen mitzuwirken. Durch den 
Wegfall einschränkender verkehrsrechtlicher Bestim­
mungen wird sich das Angebot der Fluggesellschaften 
noch vermehrt auf die Bedürfnisse der Passagiere aus- 
richten. Zudem greifen die Staaten bei der Tarifgestal­
tung nur noch im Fall krasser Missbräuche ein. Dadurch 
sollten sich die Flugpreise tendenziell verbilligen.

Schliesslich eröffnet das Abkommen die Möglich­
keit, sich frei an ausländischen Fluggesellschaften zu 
beteiligen, was zuvor wegen einschränkender Nationa­
litätsvorschriften nur im Rahmen von Minderheits­
beteiligungen möglich war.



«UM AUCH IN ZUKUNFT ALS U N ABH ÄN G IG ES UNTERNEHMEN BESTEHEN ZU 
KÖNNEN, IST DIE SW ISSA IR  AUF STARKE PARTNER IN Ü BERSEE 

AN G EW IESEN . UNSERE NATIO NALE A IR LIN E IST FÜR SOLCHE PARTN ERSCH AFTEN  
NUR A TTR A KTIV , WENN SIE IM HART UM KÄM PFTEN EU-RAUM DIE G LEICH EN  

W ETTBEW ERBSBEDIN GU N GEN  ERHÄLT WIE IHRE EU RO PÄISCH EN  KO N KU RREN TEN .»

H A N N ES G O ET Z
P R Ä S ID E N T  DES V E R W A L T U N G S R A T E S  DER S A IR G R O U P

- :r  -
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Ticket für den europäischen Himmel
Das Luftverkehrsabkommen sichert den schweizerischen 
Luftverkehrsunternehmen gleich lange Spiesse wie 
den Airlines aus dem EU-Raum. Es ermöglicht -  auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit -  etappenweise den 
Zugang zum liberalisierten europäischen Luftverkehrs­
markt.

Die Schweizer Airlines können also künftig jeden 
Flughafen in der Europäischen Union anfliegen. Und sie 
kommen in den Genuss der freien Preis- und Flugplan­
gestaltung. Das heisst, sie müssen weder die Tarife noch 
die Strecken genehmigen lassen, der freie Wettbewerb 
kann spielen.

Ein wesentlicher Unterschied zu den anderen 
sechs Abkommen besteht darin, dass beim Luftverkehrs­
abkommen das bestehende EU-Recht auf die Schweiz 
ausgedehnt und dadurch eine Harmonisierung erreicht
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wird. Was in der Praxis allerdings zu keinen wesentli­
chen Neuerungen führt. Denn die Swissair beispielsweise, 
die täglich mehrere hundert Mal EU-Destinationen an­
fliegt, muss sich schon heute an die EU-Bestimmungen 
halten.
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Grenzenlose Freiheiten
Mit dem Luftverkehrsabkommen werden für die schwei­
zerischen Airlines in einer ersten Phase vier Freiheiten
verankert:

1. Die Freiheit, uneingeschränkt sämtliche EU-Staaten 
überfliegen zu dürfen.

2. Die Freiheit, in den EU-Staaten zu nicht-kommerziellen 
Zwecken zwischenlanden zu dürfen.

3. Die Freiheit, jeden Flughafen in der EU anfliegen zu 
dürfen (z.B. Zürich-Paris).

4. Die Freiheit, von jedem  Flughafen in der EU aus die 
Schweiz anfliegen zu dürfen (z.B. Paris-Zürich).

Zwei Jahre nach dem Inkrafttreten des Abkommens
werden zwei weitere Freiheiten dazukommen:

5. Die Freiheit, von einem EU-Land aus in ein anderes 
weiterfliegen zu dürfen (z.B. Zürich-Paris-Madrid).

6. Die Freiheit für Flüge von einem EU-Land in ein 
anderes (z.B. Paris-Madrid).
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Fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des Abkommens wird 
über die Gewährung einer weiteren Freiheit diskutiert. 
Diese beinhaltet das Recht, Inlandflüge in EU-Staaten 
durchzuführen. Das heisst, eine schweizerische Airline 
könnte dannzumal z.B. die Strecke zwischen Paris und 
Lyon bedienen. Diese Freiheit würde den schweizeri­
schen Unternehmen die vollständige Gleichstellung mit 
den EU-Airlines bringen.
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Gleich lange Spiesse für alle
Beim Abwägen der Vor- und Nachteile des Abkommens 
überwiegen die Vorteile. Denn ein gut ausgebautes und 
funktionierendes Luftverkehrsangebot ist einerseits 
wichtig für die Entwicklung des W irtschaftsstandortes 
Schweiz. Andererseits ist es für die in der Luftfahrt 
tätigen Personen und Unternehmen von zentraler Bedeu­
tung, im europäischen Markt über gleich lange Spiesse 
zu verfügen wie die Konkurrenz. Zudem entstehen aus 
dem Abkommen keine nennenswerten Kosten für die 
Schweiz.

f

j «DAS ABKOMM EN V ER H ILFT DEN SCHW EIZER A IR LIN E S  IM
IN TERN A TIO N A LEN  V ER G LEICH  ZU GLEICH LANGEN SP IESSEN  WIE DER 

KO N KU RREN Z. ALS PA SSA G IER  ERW ARTE ICH PO SITIVE IM PULSE AUF 
DIE PREISE UND LEISTU N G EN  DER FLU G G ESELLSCH A FTEN .»

■ TH O M A S G U R T N E R , TEAM  M A R K E T IN G  LU ZE R N ,
V IE L F L IE G E R , RUND 80 FLÜ G E PRO JA H R
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Fragen und Antworten

»  Wird Fliegen mit dem 
Luftverkehrsabkommen 

günstiger?

»  Werden die Duty-Free 
Läden in den Schweizer 
Flughäfen aufgehoben?

»  Ist die Sicherheit noch 
gewährleistet, wenn die 

Airlines einem verstärkten 
Wettbewerb ausgesetzt 

sind?

»  Besteht die Gefahr, 
dass bei grenzüberschrei­
tenden Zusammenschlüs­

sen die Schweizer Airlines 
weitere Arbeitsplätze ins 

Ausland verlagern?

Grundsätzlich ja . Die Flugtarife brauchen nicht mehr 
von den Behörden genehmigt zu werden. Damit werden 
sie zwar noch nicht automatisch günstiger, doch die 
Fluggesellschaften können ihre Tarife künftig rasch und 
unbürokratisch an die Marktsituation anpassen.

Nein. Das Abkommen regelt den Luftverkehr. Die Duty- 
Free Läden befinden sich zwar auf Flughäfen, doch 
haben sie mit dem Luftverkehr direkt nichts zu tun. Sie 
werden daher vom Luftverkehrsabkommen nicht erfasst.

Ja. In einem freien Wettbewerb ist es wichtig, dass für 
alle die gleichen Spielregeln gelten. Das Luftverkehrs­
abkommen enthält eine ganze Anzahl technischer 
Bestimmungen, die von EU- und schweizerischen Flug­
gesellschaften gleichermassen einzuhalten sind. Neben 
den Kontrollen durch die Aufsichtsbehörden aus dem 
Heimatstaat der Fluggesellschaften werden auf den 
europäischen Flughäfen zudem regelmässig auch aus­
ländische Flugzeuge auf ihre Sicherheit hin überprüft.

Die internationale Zusammenarbeit zwischen Fluggesell­
schaften ist heute weltweit Realität und die schweizeri­
schen Fluggesellschaften bilden dabei keine Ausnahme. 
Sie sind bereits jetzt in derartige Allianzen eingebunden. 
Gewisse Aufgaben wurden im Rahmen dieser Zusam­
menarbeit ausgelagert, andere wurden aber auch in der 
Schweiz zusammengefasst. Dank der bilateralen 
Abkommen dürfte die Attraktivität für die Konzentration 
gewisser Allianzaufgaben in der Schweiz eher steigen, 
bauen doch die Abkommen administrative Hürden ab.
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»  Haben die Anwohner 
der Flughäfen noch mehr 

Fluglärm zu erwarten?

»  Wird das Nachtflug­
verbot aufgehoben?

»  Was bedeutet das 
Luftverkehrsabkommen 
für Regionalflugplätze, 

wie z.B. Bern-Belp, 
Lugano oder Samedan?

Nein. Das Luftverkehrsabkommen sieht eine weitgehende 
Liberalisierung vor. Wie ein Vergleich mit der Entwick­
lung in der EU nach der eingeführten Liberalisierung 
im Jahr 1993 zeigt, nahm der Verkehr dort nicht stärker 
zu als in ändern Teilen der Welt und führte folglich auch 
nicht zu einer grösseren Mehrbelastung. Daraus kann 
man schliessen, dass der Abbau von rechtlichen Hürden 
für den Betrieb von Fluglinien in Europa in erster Linie 
eine bessere Auslastung der Flüge und eine mehr am 
Markt orientierte Streckenführung bewirken wird. 
Tatsächlich sind es denn auch solche Faktoren, die das 
Luftverkehrsabkommen wirtschaftlich attraktiv machen.

Nein. Die geltenden Betriebsregeln für Flugplätze bleiben 
unter dem neuen Luftverkehrsabkommen bestehen; 
dazu gehört auch das Nachtflugverbot. Im übrigen ken­
nen auch zahlreiche EU-Flughäfen eine solches Verbot.

Von den schweizerischen Regionalflugplätzen aus 
werden grösstenteils Destinationen in der EU angeflogen. 
Im Rahmen der bestehenden Benützungsordnung öffnen 
sich daher für Regionalflugplätze interessante Perspek­
tiven, indem die Aufnahme einer attraktiven Regional­
linie künftig ohne vorgängige Verhandlungen ins Auge 
gefasst werden kann, sobald ein entsprechendes 
Verkehrsbedürfnis besteht.
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4 »  Publikationen

Weitere Publikationen zum Thema Schweiz-EU

»  Broschüre «Was die bilateralen Abkommen bringen»:
eine kurze Zusammenfassung der Auswirkungen der sieben 
Verträge; EDMZ Bestell-Nr.: 201.340 d

»  Broschüre «Die bilateralen Verträge Schweiz-EU: 
das Dossier Personenfreizügigkeit kurz erklärt»;
EDMZ Bestell-Nr.: 201.339 d

»  «Europa wächst zusammen»: Geschichte der europäischen 
Integration und der Europapolitik der Schweiz;
EDMZ Bestell-Nr.: 201.335 d

»  CD-ROM Bilaterale Abkommen Schweiz-EU;

»  Fact sheets zur Integrationspolitik und den bilateralen 
Verträgen Schweiz-EU (Stand 1. Sem ester 1999);
EDMZ Bestell-Nr.: 201.337 d
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